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18 Sozialleistungen
18.0 Vorbemerkung

S°zialbudget
Tabelle 18.1 werden die Sozialleistungen in der Abgrenzung des Sozialbudgets 

nach Leistungs- und Finanzierungsarten dargestellt. Die Angaben weichen 
v°n anderen Darstellungsformen, z. B. von den Rechnungsabschlüssen der 
'n den Tabellen 18.2 bis 18.15 aufgeführten Sozialleistungsträger oder von den 
entsprechenden Ergebnissen der Finanzstatistik (siehe Abschnitt 19 »Finanzen 
Ur,d Steuern«) ab, weil diese Zahlen bereinigt oder anders abgegrenzt werden 
Mußten. Im einzelnen gilt folgendes:

Gesetzliche Rentenversicherungen: Beitragserstattungen und Rentenrück- 
f'üsse sind jeweils auf der Einnahmen- und Ausgabenseite abgesetzt.

^esetzliche Krankenversicherung: Einschi, der vom Bund finanzierten Lei- 
slungen nach dem Mutterschutzgesetz, der Krankenhilfe für Heimkehrer, der 
Vor> den Arbeitgebern nach § 362 RVO zu tragenden sowie der von anderen 
^°2ialleistungsträgern erstatteten Verwaltungskosten. Saldierungen sind rück- 

9Qngig gemacht.

Gesetzliche Unfallversicherung: Einschi. Schülerunfallversicherung. Zufüh- 
ru"gen zu bzw. Entnahmen aus Betriebsmitteln und Rücklage sind abgesetzt 
Und die Verwaltungskosten der Ausführungsbehörden einbezogen. Saldie- 
rungen sind rückgängig gemacht.

Arbcjer^e,*sförc^e»*ung: Neben den Leistungen der Bundesanstalt für Arbeit nach 
2üf^h rbeitsförderungsgesetz (ohne Darlehen, Grunderwerb sowie Rücklagen- 
Auftr rUn^*en bzw* -entnahmen) werden Leistungen der Bundesanstalt im 

Von Bund und Ländern sowie gleichartige Leistungen des Bundes 
9ewiesen. Saldierungen sind rückgängig gemacht.

K *
er9eld: Einschi. Verwaltungskosten.

Alte*"shilfe für Landwirt«:: Einschi. Landabgaberenten und Nachversiche-
Un9szuschüsse.

V^^sor
Ar2|e l"9un9swerke: Gesetzliche Alters- und Hinterbliebenenversorgung für 
-be>, i, rc”'tekten, Apotheker, Notare und Rechtsanwälte, Steuerberater und 

ev°llmächtigte.
b

®nsionen :die V0[i m öffentlichen Dienst: Ruhegehälter, Witwen- und Waisengelder, 
sonS|jg” ^Körperschaften und ihren Wirtschaftsunternehmen sowie von 
r«cht|i u” ich-r-echtlichen Körperschaften auf Grund von beamten-

en Vorschriften gezahlt werden, einschl. Verwaltungskosten.

für £tl'eniusch,äge im öffentlichen Dienst: Erhöhungen des Ortszuschlages 
Unter epQ,,en und Kinder, die den aktiven oder ehemaligen Bediensteten der 
wQltun> ensionen« genannten Körperschaften gezahlt werden, einschl. Ver-

n9skosten.
®e'hilfen im öffentlichen Dienst
Und Tod •

----- ------------ mjlen... Leistungen bei Krankheit, Mutterschaft
nOch ri- Qk,'ver oder ehemaliger Bediensteter sowie deren Angehöriger, die

,J ”-------- 1---ft_dornT*^61" °der ehemaliger Bediensteter sowie deren Angenoriger, u.e 
9ezah,lt w e'"dFerecht von den unter »Pensionen« genannten Körperschaften 

rden, einschl. Verwaltungskosten.

aristQ|(lJ*r*|cherung im öffentlichen Dienst: Leistungen der Versorgungs- 
undes und der Länder, der Bundesbahn-Versicherungsanstalt — 

^eutscherrF^erS°r9Un9sansfa*f der Deutschen Bundespost, der Pensionskasse 
^°lfUrorCh lsendahnen und Straßenbahnen, der Versorgungsanstalt Deutscher 
^UsQtzVer es,er* der Versorgungsanstalt Deutscher Bühnen und 27 kommunaler

SOrgungseinrichtungen.
^UsQtzverSchaft|jc^enS,Cherung für einzelne Berufe: Leistungen der hüttenknapp- 
^tschgT 2usa,zversicherung im Saarland, der Versorgungsanstalt der 
l'6llrerges ..^'Kchornsteinfegermeister, der Versorgungsanstalt der Kamin- 
*-Qhd- Unw ren und der Zusatzversorgungskasse für Arbeitnehmer in der

Und Forstwirlschaft.

Entgeltfortzahlung: Leistungen der Arbeitgeber nach dem Lohnfort­
zahlungsgesetz (Arbeiter), nach §616 Abs. 2 BGB (Angestellte) sowie entspre­
chende Leistungen nach den Beamtengesetzen bei Krankheit, Arbeitsunfall und 
im Rehabilitationsfall.

Vertragliche und freiwillige Arbeitgeberleistungen: Betriebliche Alters­
versorgung sowie betriebliche Leistungen bei Krankheit und der Wohnungs­
fürsorge, freiwillige Familienzuschläge.

Kriegsopferversorgung: Leistungen nach dem Bundesversorgungsgesetz 
(BVG), nach den Bundesgesetzen zur Wiedergutmachung nationalsozialistischen 
Unrechts in der Kriegsopferversorgung sowie nach den Gesetzen, die das BVG 
für anwendbar erklären, einschl. Verwaltungskosten: außerdem die Leistungen 
der Träger der Kriegsopferfürsorge (§§25 bis 27 BVG), ohne Ersatz von 
Sozialleistungsträgern und Darlehen, sowie die Zuschüsse an Nahverkehrs­
betriebe für die unentgeltliche Beförderung von Kriegs- und Wehrdienst­
beschädigten und anderen Personen, einschl. Verwaltungskosten.

Lastenausgleich: Konsumtive Leistungen nach dem Lastenausgleichsgesetz, 
dem Flüchtlingshilfe- und dem Reparationsschädengesetz, einschl. Verwal­
tungskosten.

Wiedergutmachung: Konsumtive Leistungen nachdem Bundesentschädigungs­
gesetz in der Fassung des Bundesentschädigungs-Schlußgesetzes, einschl. 
Verwaltungskosten.

Sonstige Entschädigungen: Leistungen nach dem Unterhaltssicherungsgesetz 
für Wehr- und Zivildienstleistende und ihre Angehörigen, ferner Eingliederungs­
hilfen nach dem Kriegsgefangenen-Entschädigungsgesetz, dem Häftlingshilfe­
gesetz und dem Allgemeinen Kriegsfolgengesetz, einschl. Verwaltungskosten.

Sozialhilfe und öffentliche Jugendhilfe: Ohne Ersatz von Soziallei­
stungsträgern und ohne Darlehen, einschl. Verwaltungskosten.

Ausbildungsförderung: Leistungen nach dem Bundesausbildungsförde­
rungsgesetz, einschl. Verwaltungskosten.

Wohngeld: Leistungen nach den Wohngeldgesetzen.

Öffentlicher Gesundheitsdienst: Leistungen der Gesundheitsämter und von 
anderen öffentlichen Stellen bereitgestellte Dienste der Gesundheitspflege (ohne 
solche von Krankenanstalten).

Vermögensbildung: Leistungen nach dem Dritten Vermögensbildungsgesetz, 
dem Spar-Prämiengesetz und dem Wohnungsbau-Prämiengesetz.

Steuerermäßigungen: Sozialpolitisch motivierte Steuerermäßigungen; das 
sind Freibeträge im Rahmen der Einkommen- und Vermögensteuer, für 
Kinder, Ehegatten, Körperbehinderte (einschl. des Kfz-Steuererlasses), Berufs­
ausbildung, Alter und bestimmte außergewöhnliche Belastungen: Steuer­
vergünstigungen für Bausparen, Grundsteuerermäßigung und erhöhte Abset­
zung für Wohngebäude.

Vergünstigungen im Wohnungswesen: Zinsermäßigungen, Zins- und Til­
gungszuschüsse für den sozialen Wohnungsbau sowie Zinsermäßigungen im 
Rahmen der Wohnungsfürsorge der öffentlichen Arbeitgeber und des Lasten­
ausgleichsfonds.

Sozialleistungen
Die folgenden Definitionen beziehen sich auf die Tabellen 18.2 bis 18.15:

Gesetzliche Krankenversicherung: Pflichtmitglieder sind vor allem Arbeiter 
und Auszubildende, die Angestellten mit einem Einkommen unter der


